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Vernehmlassung. 1. Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaf-

fungswesen (IVöB) vom 15. November 2019; 2. Totalrevision des Gesetzes über öffentliche Be-

schaffungen (SubG). Stellungnahme der AföB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu den oben erwähnten Vorlagen Stellung nehmen zu können. 

Die Allianz für ein fortschrittliches öffentliches Beschaffungswesen (AföB) ist ein Zusammenschluss von 

Verbänden und Organisationen, deren Mitglieder intellektuelle Dienstleistungen an öffentliche Auftragge-

ber anbieten. Die branchenübergreifende Trägerschaft der Allianz vereint aktuell 24 Mitglieder- und 2 

Beobachterverbände aus dem Baunebengewerbe, der Kommunikation und der Medizinaldienstleistung, 

welche insgesamt über 3'600 Firmen- und mehr als 36'600 Einzelmitglieder vertreten. 

 

Die AföB stimmt der Vorlage im Grundsatz zu. 

 

Die revidierte Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB 2019) und das 

weitgehend deckungsgleiche Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB 2019) stellen 

die Weichen für eine neue Vergabekultur, in welcher der Nachhaltigkeit und der Qualität gegenüber dem 

kurzfristigen Preisgedanken mehr Bedeutung zukommen. Mit dem neuen Zweckartikel (Art. 2) sollen die 

öffentlichen Mittel nicht nur wirtschaftlich, sondern auch volkswirtschaftlich, sozial und ökologisch nach-

haltig eingesetzt werden. Dies verlangt nach einer Neubeurteilung des Zuschlagskriteriums Preis. 

 

Sowohl das BöB 2019 als auch die IVöB 2019 enthalten wichtige Elemente, die den Weg zu einem echten 

Preis-Leistungs-Wettbewerb ebnen. Hierzu gehören insbesondere die neu zwingende Überprüfung von 

Tiefpreisangeboten (Art. 38 Abs. 3 BöB 2019), das Zuschlagskriterium „Plausibilität des Angebotes“ (Art. 

29 Abs. 1 BöB 2019) sowie die Aufnahme des Dialogs mit der Erweiterung auf intellektuelle Dienstleis-

tungen (Art. 24 BöB 2019). Auch das Anliegen einer grösstmöglichen Harmonisierung wurde mit der vor-

liegenden IVöB 2019 weitgehend eingelöst. 

 

 

 

 

 



Allianz für ein fortschrittliches öffentliches Beschaffungswesen 

Alliance pour des marchés publics progressistes 

Effingerstrasse 1   Postfach   3011 Bern   +41 31 970 08 88   info@afoeb.ch   www.afoeb.ch 

Harmonisierung bei den Zuschlagskriterien – „Verlässlichkeit des Preises“ 

Nach Artikel 63 Absatz 4 IVöB 2019 haben die Kantone die Möglichkeit, insbesondere zu den Artikeln 10, 

12 und 26 IVöB 2019, Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Entgegen den im Vernehmlassungsent-

wurf unter Kapitel 1.9 (Seite 11) gemachten Ausführungen besteht ein Zweck dieser Restkompetenz ge-

rade darin, Begehren, die im Bundesparlament vertreten, aber nicht in der IVöB 2019 abgebildet wurden, 

auffangen zu können (vgl. Musterbotschaft, S. 103). So wurde das Zuschlagskriterium „Verlässlichkeit 

des Preises“ nicht in die IVöB 2019 übernommen und auch nicht im Vernehmlassungsentwurf erwähnt.  

Im Sinne einer grösstmöglichen Harmonisierung zwischen Bund und Kantonen würden wir es begrüssen, 

wenn der Kanton Solothurn dieses Element über das SubG ebenfalls aufnimmt. Ungeachtet dessen steht 

einer Anwendung des Zuschlagskriteriums in der Praxis nichts entgegen, da die Aufzählung im besagten 

Artikel 29 Absatz 1 IVöB 2019 nicht abschliessend ist. 

 

Aufhebung der tieferen Schwellenwerte bei den Gemeinden  

Je nach Verfahrensart kann der Aufwand für die Anbieterinnen und die Vergabebehörde erheblich aus-

fallen. Entsprechend ist die AföB der Ansicht, dass die Schwellenwerte bei der Wahl der Verfahren grösst-

möglich ausgeschöpft werden müssen. Im Sinne einer Harmonisierung begrüssen wir deshalb, dass die 

Gemeinden keine tieferen Schwellenwerte festsetzen sollen. 

 

Für Ihre wohlwollende Berücksichtigung unserer Anliegen bedanken wir uns. 

 

Beste Grüsse 

Präsident usic & Co-Präsident AföB Präsident SIA & Co-Präsident AföB 

 
 

Bernhard Berger Stefan Cadosch 

Beilage: Fragebogen 
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Beobachter   

 
 

 

 



Absender: 
Allianz für ein fortschrittliches  
öffentliches Beschaffungswesen AföB 
Effingerstrasse 1 
Postfach 
3001 Bern 

 

 

 

Fragebogen  
Öffentliches Beschaffungswesen: 1. Beitritt zur IVöB 2019 und 2. Totalrevision 
des Gesetzes über öffentliche Beschaffungen (SubG) 

 

Bitte beantworten Sie die nachstehenden Fragen durch Ankreuzen.  

 
 
1. Stimmen Sie dem Beitritt zur totalrevidierten IVöB 2019 zu (Beschlussesentwurf 1)? 
 

 Ja   Nein 

 
2. Begrüssen Sie grundsätzlich die vorgeschlagene Totalrevision des Gesetzes über öffentliche Be-

schaffungen (SubG)? 
 

 Ja   Nein   Teilweise (vgl. Ausführungen) 

 
3. Sind Sie damit einverstanden, dass davon abgesehen wird, die Pensionskasse Kanton Solothurn 

weiterhin dem Geltungsbereich des Submissionsgesetzes zu unterstellen (§ 2 E-SubG i.V.m. Art. 10 
Abs. 1 Bst. g IVöB)? 
 

 Ja   Nein  

 
4. Unterstützen Sie die in Aussicht genommene Regelung, wonach durch Verordnung das kantonale 

Amtsblatt (weiterhin) als zusätzliches Publikationsorgan, aber mit einer Pflicht zur Publikation in be-
schränktem Umfang, bezeichnet werden soll (§ 5 Abs. 3 E-SubG)? 

 

 Ja   Nein 

 
5. Stimmen Sie der Aufhebung der Möglichkeit für die Gemeinden, in rechtsetzenden Reglementen tie-

fere Schwellenwerte festzulegen, zu (§ 6 E-SubG)?  
 

 Ja   Nein 

 
Allfällige Bemerkungen oder Anregungen zu den einzelnen Fragen und/oder zu den beiden Be-
schlussesentwürfen sowie einzelnen Gesetzesbestimmungen wollen Sie bitte auf separatem Papier an-
bringen. 
 
 
 
 
 
 
Bern   18.3.21   Laurens Abu-Talib 
............................... , ............................... .......................................................................... 
(Ort)   (Datum)  (Unterschrift) 
 


